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Zusammenfassung

Ziel der Studie: Im Zuge der Minimierungsabsichten von Zwangsmaßnahmen ist
ein gutes Verständnis für deren Einflussfaktoren elementar. Die vorliegende Arbeit
untersucht den Zusammenhang zwischen Substanzkonsum und der Anwendung von
Zwangsmaßnahmen.
Methoden: Alle im Jahr 2019 durchgeführten Zwangsmaßnahmen der akutpsychia-
trischen Stationen der Charité Campus Mitte wurden untersucht, mit Fokus auf den
Zusammenhang mit Substanzgebrauchsstörungen.
Ergebnisse: Bei 106 Fällen (92 Patienten) von insgesamt 1232 Behandlungsfällen
(1131 Patienten) wurden Zwangsmaßnahmen angewendet, vorwiegend Unterbrin-
gung nach PsychKG (94) und nach BGB (21), seltener Isolation (23) oder Fixierung (18).
Bei einem Drittel der Zwangsbehandlungsfälle lag eine akute Intoxikation, bei zwei
Dritteln eine Substanzgebrauchsstörung in der Vorgeschichte vor, in beiden Fällen am
häufigsten von Alkohol und/oder Cannabis. In der Gesamtzahl aller Behandlungsfälle
hingegen (1232) lag die Anzahl von Intoxikationen bei 9% und allgemein von
Substanzgebrauchsstörungen bei 36%.
Schlussfolgerung: Die vorliegende Arbeit belegt die klinisch bekannte Assoziation
zwischen Intoxikationen und dem Einsatz von Zwangsmaßnahmen.
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Hintergrund

Während eines Aufenthaltes in stationären
Psychiatrien werden in Deutschland bei
etwa 8% der Patienten eine oder mehre-
re Zwangsmaßnahmen angewendet. Mit
28% ist ein relevanter Teil dieser Patien-
ten wegen einer Suchterkrankung in Be-
handlung – und somit die zweithäufigste
Gruppe, direkt nach Patienten mit einer
Störung aus dem schizophrenen Formen-
kreis (etwa 31% der Fälle). Dabei gehören
die (körperliche) Fixierung und die räum-
liche Einschränkung der Bewegungsfrei-
heit bei Unterbringung innerhalb einer
geschlossenen Station zu den am häufigs-
ten angewendeten Zwangsmaßnahmen.
Dies ergab sich in einer aktuellen Studie

der Deutschen Gesellschaft für Psychia-
trie und Psychotherapie, Psychosomatik
und Nervenheilkunde (DGPPN), in der al-
le Zwangsmaßnahmen innerhalb 8 psy-
chiatrischer Kliniken in Deutschland wäh-
rend einer 3-monatigen Zeitspanne do-
kumentiert wurden [1]. Unklar hingegen
bleibt trotz dieser Zahl, ob Suchterkran-
kungenmitZwangsmaßnahmeninVerbin-
dung stehen, da diese Diagnosen in vielen
psychiatrischen Versorgungskliniken ge-
nerell zudenhäufigstenDiagnosenzählen.

ZwangsmaßnahmenwerdeninDeutsch-
land gesetzlich reglementiert. Zuletzt
sorgte das wegweisende Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes für die verpflich-
tende Einhaltung engmaschigerer juris-
tischer Beurteilung und Dokumentation
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bei Zwangsmaßnahmen und somit für
die Stärkung der Menschenrechte psychi-
atrischer Patienten mit einer bundesweit
einheitlichen Regelung [4].

ZwangsmaßnahmenkönnenfürBetrof-
fene eine psychisch und somatisch belas-
tendeund leideroft auch traumatisierende
Erfahrung darstellen [15, 20]. Gleichzeitig
können Sie bei strenger Indikationsstel-
lung das letzte und einzige Mittel sein,
Patienten, Mitpatienten und auch Mitar-
beiter in psychiatrischen Kliniken vor kör-
perlichen oder psychischen Schäden zu
bewahren. Zahlreiche Arbeiten der letz-
ten Jahre beschäftigen sich mit den Aus-
wirkungen und Möglichkeiten einer Re-
duktion von Zwangsmaßnahmen, welche
das Bestreben einer modernen psychiatri-
schen Praxis widerspiegeln, Zwangsmaß-
nahmen auf das absolut notwendigeMini-
mum zu beschränken [14]. An der Berliner
Charité, in Kooperation mit anderen Kli-
niken, wurden mehrere Interventionen zu
der Reduktion, dem subjektiven Erleben
und dem Verarbeiten von Zwangsmaß-
nahmen untersucht [6, 7, 18–24, 27, 30].

Eine Besonderheit der Berliner Allge-
meinbevölkerung, welche sie von Klein-
städten, aber teilweise auch anderen deut-
schenGroßstädten unterscheidet, ist unter
anderem eine deutliche höhere Rate an
Substanzkonsum im Vergleich zum bun-
desdeutschen Durchschnitt [16]. Zudem
existiert in Berlin eine international be-
kannte und ausgeprägte Partyszene und
Berlin wird deshalb in den Medien nicht
selten als „Partyhauptstadt Europas“ be-
zeichnet [11]. Auch der Substanzkonsum
innerhalb der Partyszene liegt deutlich
über dem anderer deutscher Städte und
zeigt auch im internationalen Vergleich
mit anderen Großstädten hohe Prävalen-
zen [2, 26]. Der Zusammenhang von Alko-
holkonsum und anderen Substanzgrup-
pen mit aggressivem Verhalten (Selbst-
und Fremdaggression) ist bekannt und gut
beschrieben [12]. Zudem gibt es einen
Zusammenhang zwischen Substanzkon-
sum und akuten psychotischen Zustands-
bildern, die wiederum mit aggressivem
Verhalten in Verbindung stehen können
[9]. Entsprechend kann vermutet werden,
dass sich die höhere Rate an Alkoholkon-
sumundandererSubstanzenindenZahlen
der durchgeführten Zwangsmaßnahmen
in einem Krankenhaus der Maximalversor-

gung mit Einzugsgebiet im Zentrum der
Stadt widerspiegelt.

Vor dem Hintergrund der Minimie-
rungsabsichten von Zwangsmaßnahmen
ist somit ein besseres Verständnis des Ein-
flusses akuter Intoxikationen einerseits so-
wie vorbestehender Substanzgebrauchs-
störungen andererseits notwendig. Die
vorliegende Auswertung untersucht die in
unserem Hause durchgeführten Zwangs-
maßnahmen im Hinblick auf akute In-
toxikationen sowie dem Vorliegen von
Abhängigkeitserkrankungen oder Sub-
stanzmissbrauch in der Vorgeschichte der
betroffenen Patienten. Hierfür wurden
Zwangsmaßnahmen aus dem Jahr 2019,
die auf den Akutstationen im Campus
Mitte der Charité Universitätsmedizin Ber-
lin durchgeführt wurden, systematisch
ausgewertet.

Methodik

Die für diesen Bericht erhobenen Daten
stammen aus der schriftlichen Doku-
mentation (Dokumentationsbögen für
Zwangsmaßnahmen, in denen u. a. Art,
Grund und Dauer der Maßnahme doku-
mentiert werden sowie Entlassberichte
und zusätzliche Dokumente wie z. B.
Rettungsstellenscheine, Verlaufsberichte
oder sonstige Dokumentationen durch
Personal) aller Maßnahmen der Akut-
stationen der psychiatrischen Abteilung
der Charité Campus Mitte aus dem Jahr
2019. Hierbei wurden a) Unterbringung
nach BGB (§ 1906 Abs. 1, Bundesrecht),
b) Unterbringung nach PsychKG (Berliner
Landesrecht), c) Stationsgebot (d. h. Auf-
enthalt nur auf Station, auch Ausgang
in Garten untersagt), d) räumliche Isola-
tion, e) Fixierung, f ) Zwangsmedikation
und g) sonstige Zwangsmaßnahmen un-
terschieden. Zusätzliche Patientendaten
und Informationen zur Begründung der
Maßnahmen, zu aktuellen und frühe-
ren Diagnosen, zum Behandlungsverlauf
und der Liegedauer sowie zum Substanz-
konsum wurden aus den im Krankenh-
ausdokumentationssystem hinterlegten
digitalen Patientenakten und ärztlichen
Entlassbriefen ergänzt. Dabei wurden
auch Patienten berücksichtigt, bei denen
eine oder mehrere Zwangsmaßnahmen
bei mehreren stationären Aufenthalten
durchgeführt wurden. Daher erscheinen

in den folgenden Analysen mehr Fälle als
Patienten.

Ergebnisse

Stichprobe

Wir analysierten alle Fälle, in denen die
Informationen für unsere Fragestellungen
(u. a. Daten zum Substanzkonsum) kom-
plett vorlagen (85%aller Fällemit Zwangs-
maßnahmen). Entsprechend konnten bei
106 Fällen (entspricht 92 Patienten) von
insgesamt 1232 Behandlungsfällen (1131
Patienten) im Jahr 2019 eine odermehrere
Zwangsmaßnahmen ermittelt werden. Im
Schnitt hatten die Patienten ein Alter von
42,4 Jahren, wobei der jüngste Patient 18
und der älteste Patient 93 Jahre alt waren.
Dabei war die Geschlechterverteilung mit
45 (48,9%)weiblichen Patientinnen relativ
gleich. Im jeweiligen Fall betrug die durch-
schnittliche Liege- und stationäre Behand-
lungsdauer 36,2 Tage (SD= 55,5). ImMittel
wurde(n) die Zwangsmaßnahme(n) nach
5,3 Tagen (SD= 13,0) nach Aufnahme ein-
geleitet – wobei in 56,6% der Fälle die
Maßnahme(n)direktamAufnahmetagein-
gesetzt wurde und in weiteren 13,2% der
Fälle am darauffolgenden Tag.

Meist wurden pro Fall eine (54,7%)
oder zwei (27,4%) Zwangsmaßnahmen
zur Behandlung eingesetzt. Das Maxi-
mum waren 6 Maßnahmen bei einem
einzigen Fall. Am häufigsten wurde die
Unterbringung nach PsychKG ausgespro-
chen, gefolgt von Isolation, der Unter-
bringung nach BGB, der körperlichen
Fixierung und Stationsgebot. Nur ver-
einzelt erfolgte die Zwangsmedikation
oder die Wegnahme (und Aufbewahrung)
von Gegenständen, wie z. B. Feuerzeugen
oder großer Bargeldsummen (. Abb. 1).
Zwangsmaßnahmen nach rechtfertigen-
dem Notstand nach StGB kamen nicht
zum Einsatz (ausgewertet wurden jedoch
auch nur Fälle innerhalb psychiatrischer
Stationen, bei denen die Zwangsmaßnah-
men über PsychKG und BGB abgedeckt
waren, während auf somatischen Statio-
nen oder in den Rettungsstellen häufiger
Maßnahmen über den rechtfertigenden
Notstand erfolgen). In etwa 53,8% der
Fälle wurde der Patient durch die Polizei
und/oder Feuerwehr vorgestellt, meist im
Zusammenhang mit eigen- oder fremd-
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Unterbringung n. 
PsychKG: 94

Isolation: 23

Unterbringung n. BGB: 
21

Fixierung: 18

Stationsgebot: 15

Wegnahme 
Gegenstände: 4

Zwangsbehandlung: 4

Abb. 18Anzahl der jeweiligen Zwangsmaßnahme, von insgesamt 106dokumentierten Fällen im
Jahr 2019

gefährdenden Fehlhandlungen außerhalb
der Klinik.

Übersicht der Diagnosen

Grundsätzlich gab ein Großteil (63%) der
Patienten an, eine Vorgeschichte mit Sub-
stanzkonsum, -missbrauch oder -abhän-
gigkeit zu haben. Dabei wird deutlich,
dass von allen dokumentierten Substanz-
gebrauchsstörungen vor allem eine akute
Alkoholintoxikation oder ein Einfluss von
Cannabinoiden am häufigsten mit einer
der durchgeführten Zwangsmaßnahmen
zusammenfiel.

Alle Patienten erhielten mindestens ei-
ne, meist jedoch mehrere Diagnosen aus
dem Bereich der psychischen Störungen.
Es ist zu beachten, dass aufgrund hoher
Komorbiditätsraten vonweitausmehr Dia-
gnosen als Fällen berichtet wird.

Amhäufigsten vertreten bei der Durch-
führung einer odermehrerer Zwangsmaß-
nahmenwarenDiagnosendes schizophre-
nen Formenkreises (ICD-10 : F2,n= 52Dia-
gnosen), gefolgt von Störungen aus dem
Kreis der Substanzgebrauchsstörungen
(ICD-10 : F1, n= 36 Diagnosen). Diagno-
sen aus dem Bereich der organischen
Störungen (ICD-10 : F0, n= 5 Diagnosen)
waren selten, Diagnosen aus dem Bereich

Verhaltensauffälligkeiten mit körperlichen
Störungen und Faktoren gab es keine
(ICD-10: F5). Erwartungsgemäß zeigten
sich hohe Komorbiditätsraten, am häu-
figsten war die Kombination einer F2-
Diagnose mit einer F1-Diagnose (32,7%
der Patienten). Entsprechend fand sich
in den ärztlichen Dokumentationen der
jeweiligen Fälle häufig eine substanzin-
duzierte psychotische Episode oder auch
Erstmanifestationen einer manischen Epi-
sode nach Drogenkonsum. Die Verteilung
der Störungsgruppen ist in . Abb. 2 dar-
gestellt.

Muster des Substanzkonsums

Bei 30 der insgesamt 106 Fälle (28,3%) lag
eine akute Substanzintoxikation vor, wel-
che entweder durch Aussagen des jewei-
ligen Patienten bestätigt und/oder durch
Alkoholatemtests oder Urinproben verifi-
ziert werden konnte (. Abb. 3). Dabei wird
deutlich, dass Alkohol- und Cannabiskon-
sum bei weitem am häufigsten vorlagen
(jeweils 34,4% entsprechend je 11 Fäl-
len). Die Einnahme von Stimulanzien wie
(Meth-)Amphetaminwaramzweithäufigs-
ten (18,8%= 6 Fälle). Gar nicht vertreten
waren die akute Einnahme von Sedativa
oder Hypnotika und die Einnahme flüch-

tiger Lösungsmittel z. B. GHB oder GBL.
Hierbei ist jedoch zu beachten, dass ein
Nachweis dieser Substanzen innerhalb ei-
nes Blut- oder Urinscreenings nurmaximal
12h nach der Einnahme möglich ist [13].
Dies könnte maßgeblich zum Fehlen der
Substanzgruppe innerhalb dieser Statistik
beitragen.

Kritisch zu betrachten sind die Fälle
(n= 21, entsprechend 19,8% aller Fälle),
in denen eine Aussage des Patienten oder
einemedizinischeUntersuchungzumKon-
sum verweigert wurde, wir aber teilweise
klinisch den Verdacht auf eine Substan-
zintoxikation hatten. Zum Teil war die Ex-
ploration durch den Zustand des Patien-
ten (fehlende Kooperation, erhöhte Agi-
tiertheit und Aggression etc.) nicht mög-
lich. Diese Fälle, zu denen keine Daten
über aktuellen Konsum vorlagen oder er-
hoben werden konnten, enthalten mit ho-
her Wahrscheinlichkeit weitere Fälle von
Substanzintoxikation, sodass die Häufig-
keitsangaben in dieser Arbeit als konser-
vativ (zu niedrig) einzuschätzen sind.

Bei vielen Patienten lag darüber hinaus
Alkohol- und/oder Substanzkonsum in der
Vergangenheitvor (. Abb.4). Sogabesnur
39 Fälle, in denen kein Konsum in der Vor-
geschichte dokumentiert wurde, 67 Fälle
berichteten von regelmäßigem Substanz-
konsum (Substanzabusus oder -abhängig-
keit) in der Vorgeschichte. Etwa die Hälfte
davon gab an, regelmäßig Alkohol kon-
sumiert zu haben (34 Fälle) und etwas
über ein Drittel konsumierte regelmäßig
Cannabis (27 Fälle). Hinsichtlich anderer
Substanzen gaben fast 3-mal so viele Pa-
tienten eine Vorgeschichte mit regelmä-
ßigem Stimulanzienkonsum an (15 Fälle),
wie die, die akut bei Behandlung damit
intoxikiert waren. Viele der Patienten hat-
ten während früherer Behandlungen an
der Charité aufgrund ihres Konsums Dia-
gnosen einer Substanzgebrauchsstörung
erhalten – unter anderem auch Diagno-
sendesmultiplenSubstanzgebrauch(F19).
Bei 30 der 67 Fälle (44,8%) mit positiver
Substanzvorgeschichte wurdemehr als ei-
ne Substanz nachgewiesen oder benannt.
Zwar sind die Angaben zu Mengen und
Häufigkeit des vergangenen Konsums ge-
nerell zu grob oder lückenhaft dokumen-
tiert, um damit weitere statistische Aus-
wertungen durchzuführen, allerdings lässt
sich anhand der ärztlichen Dokumentatio-
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Abb. 29Art undAnzahl
der Fällemit Zwangsmaß-
nahmen (n= 106) nach
ICD-10-Diagnosekatego-
rien laut Entlassungsbe-
richt, inklusive Anzahl einer
komorbiden F1-Diagnose
(bei F1 identisch), welche
sowohl akute Intoxikatio-
nen als auch gegenwärtige
Abhängigkeiten enthalten
kann
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Abb. 39Nennungen und/
oder positive Testungen
akuter Intoxikationenunter
den von Zwangsmaßnah-
menbetroffenen Fällen.
Bei 21 Fällenwurde eine
Angabe oder eine Testung
abgelehnt. In30Fällenwur-
de eine akute Intoxikation
bejaht oder nachgewie-
sen. Bei 3 dieser Fälle lag
ein Konsum vonmehr als
einer Substanz vor, sodass
die Summeder Substanz-
nennungen (35) größer ist
als die Zahl der Fälle

nenableiten, dass derGebrauch einer oder
mehrerer Substanzen häufig mit psycho-
tischen Symptombildern assoziiert war.

Bezug zur Gesamtzahl der
Behandlungsfälle

Was die Gesamtzahl der Behandlungsfälle
klinikweit betrifft, zeigt sich ein deutlich
kleinerer Anteil akuter Intoxikationen (112
von insgesamt 1232 Fällen, entsprechend

9% – wobei hier die o.g. Zahlen der Fälle
mit Zwangsmaßnahme als Teilgröße ent-
halten sind).

Die Häufigkeit der F1-Diagnosen hin-
gegen liegt mit 438 Fällen, in denen ei-
ne Substanzgebrauchsstörung als Haupt-
und/oder Nebendiagnose kodiert wurde,
klinikweit bei ca. einem Drittel (36%).

Diskussion

Zwangsmaßnahmen inder Psychiatrie gel-
ten sowohl in der Praxis als auch in der
Forschung als persönlich sehr belasten-
de Behandlungsmethode der letztenWahl
[15, 20]. In der Literatur besteht Einig-
keit darüber, dass eine hohe Aggressi-
onsbereitschaft sowie Diagnosen aus dem
Bereich der organischen Störungen und/
oderdes schizophrenenFormenkreisesmit
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Abb. 49Anzahl der Nen-
nung einer positiven Sub-
stanzvorgeschichte. Da
häufigmehr als eine Sub-
stanz pro Patient zutrifft, ist
dieSummederNennungen
größer als die der Fällemit
positiver Substanzvorge-
schichte (67 Fälle)

der Durchführung von Zwangsmaßnah-
men statistisch signifikant assoziiert sind
[1, 10, 25]. Hinsichtlich des Zusammen-
hangs mit der Diagnose einer Substanzge-
brauchsstörung findet sich eine heteroge-
ne Datenlage, in der Mehrheit wird jedoch
kein Zusammenhang beschrieben. Wäh-
rend Walker und Kollegen (2019) in einer
Metaanalyse unter Erwachsenen mit F1-
Diagnose insgesamt sogar ein reduziertes
Risiko für Zwangsmaßnahmen beschrei-
ben [29], liegt bei ihrer Analyse von Ju-
gendlichen mit F1-Diagnose hingegen ein
erhöhtes Risiko vor [28]. Eine andereArbeit
aus der Schweiz differenziert nach Art der
Substanz und findet bei Alkoholabhängig-
keit (bei Frauen) ein erhöhtes, bei sonsti-
gen Substanzen hingegen ein erniedrigtes
Risiko [5].

Im Rahmen der psychiatrischen Statio-
nen der Charité Berlin Campus Mitte war
der Einsatz einer oder mehrerer Zwangs-
maßnahmen bei Patienten mit einer Dia-
gnose aus dem Bereich der schizophrenen
und sonstigen psychotischen Störungen
(F2)mit 52 Fällen (49%) amhäufigstenver-
treten. Die zweithäufigste Diagnosegrup-
pewardieGruppederSubstanzgebrauchs-
störungen (F1) mit 36 Fällen (34%) – oft in
Form einer Komorbidität. Der Anteil an Pa-
tienten mit F1-Diagnose fällt im Vergleich
zu anderen Studien aus dem europäischen
Raum relativ hoch aus: So wurden in ei-
ner groß angelegten Studie im Zentrum
für Psychiatrie in Südwürttemberg, einer
im ländlichen Bereich gelegenen Einrich-

tung, alle Zwangsmaßnahmen des Jah-
res 2007 dokumentiert. Aus den insge-
samt 576 Fällen, in denen eine Zwangs-
maßnahme eingesetzt wurde, hatten dort
nur 2,6% eine Substanzgebrauchsstörung
[10]. Im Bericht von Adorjan und Kollegen,
in dem deutschlandweit Daten von 8 Kli-
niken ausgewertet wurden, darunter auch
Universitätskliniken [1], wiesen wiederum
prozentual 28%der betroffenen Patienten
eine Substanzgebrauchsstörung auf.

Die Prävalenzen variieren also deut-
lich – hierzu sind unterschiedliche Gründe
denkbar. Zum einen ist der Substanzkon-
sum in Berlin höher als im bundesdeut-
schen Durchschnitt und Berlin gilt als Me-
tropole, die für ihre Feierkultur und ent-
sprechenden Substanzgebrauch bekannt
ist. InnerhalbderGroßstadt isteineerhöhte
PräsenzundVerfügbarkeitvonSubstanzen
sowie die Entwicklung von Subkulturen
und Drogenszenen im Vergleich zu ländli-
cheren Gegenden beschrieben [2, 16], was
sich aus o.g. Gründen vermutlich auch in
den Zwangsmaßnahmen und deren Ur-
sachen widerspiegelt. Während die akute
Intoxikation von Alkohol sowie Cannabis
in unserer Stichprobe besonders relevant
war, hatte auch ein Großteil der Patienten
in ihrer Vorgeschichte Substanzen einge-
nommen (darunter Kokain, Halluzinoge-
ne und Stimulanzien). Dabei lagen die je-
weiligen Prävalenzen pro Substanzgrup-
pe weit über dem Durchschnitt innerhalb
der deutschen Population: In einer epi-
demiologischen Studie gaben z. B. 0,6%

der deutschen Allgemeinbevölkerung an,
in den letzten 12 Monaten Kokain einge-
nommen zu haben. Die Lebenszeitpräva-
lenzder repräsentativenStichprobe lagbei
2,5% [17]. Innerhalb unserer vorliegen-
den psychiatrischen (selektiven) Stichpro-
be gaben demgegenüber 7,5% der Fäl-
le an, Kokain konsumiert zu haben oder
erhielten im Vorfeld eine Diagnose aus
demBereich (F14.xx). Hingegenwurdenur
bei 1% der Gesamtzahl der Behandlungs-
fälle eine solche Diagnose dokumentiert.
Diese Gegenüberstellung kann jedoch nur
als Orientierung dienen, da die Zwangs-
behandlungsfälle umfassender analysiert
wurden (händische Durchsicht der Ver-
laufsdokumentationen, Arztbriefe, sonsti-
ger Dokumentationen) als durch die ma-
schinelle Auswertung der Behandlungs-
daten für die Gesamtzahl der Fälle, unter
denen sich ggf. Fälle befinden, bei de-
nen z. B. ein probatorischer Kokainkonsum
in der Vorgeschichte angegeben, jedoch
nicht als Diagnose erfasst wurde (Präva-
lenz vs. Diagnose).

Überdies werden die oben berichteten
Prävalenzschwankungender Zwangsmaß-
nahmen auch durch die klinische Schwer-
punktsetzung der jeweiligen Krankenhäu-
ser sowie durch das Dokumentationsver-
halten der Mitarbeiter beeinflusst.

Es muss bei der Diagnosenverteilung
unter Zwangsmaßnahmefällen jedoch auf
die limitierte Aussagekraft hingewiesen
werden, da der Anteil von F1-Diagnosen
in der Gesamtzahl der Behandlungsfäl-
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le in den meisten psychiatrischen Versor-
gungskliniken zu den häufigsten Diagno-
sen zählt. Dies ist auch in unserer Klinik
der Fall (zweithäufigste Diagnose nach F3-
Diagnosen) und die Zahl der F1 als Haupt-
und/oder Nebendiagnose ist an sich häu-
fig zu finden (36% aller Behandlungsfälle).
Noch aussagekräftiger scheint das gehäuf-
te Auftreten akuter Intoxikationen im Zu-
sammenhang mit Zwangsbehandlungen
zu sein, welches unter den Zwangsbe-
handlungsfällen deutlich höher liegt als
in der Gesamtzahl der klinikweiten Be-
handlungsfälle (28% vs. 9%).

Bemerkenswert ist hierbei der hoheAn-
teil an Cannabisintoxikationen unter den
von Zwangsmaßnahmen betroffenen Pa-
tienten, da Cannabiskonsum unter psy-
chisch gesunden Probanden eher zu einer
Verringerung der Aggressivität führt, im
Gegensatz zu Alkoholkonsum, bei dem ei-
ne erhöhte Aggressivität zu beobachten
ist [8]. Denkbar ist bei den vorliegenden
Ergebnissen, dass der hoheAnteil von Pati-
enten mit Diagnosen aus dem schizophre-
nen Formenkreis die prominente Rolle von
Cannabis in der Gruppe der substanzkon-
sumassoziierten Zwangsmaßnahmen er-
klärt, da bei dieser Personengruppe ein
Cannabiskonsum zu einer Verstärkung der
psychotischen Symptomatik führen kann
[9], was wiederum in erhöhter Aggressivi-
tät und dadurch bedingter Notwendigkeit
von Zwangsmaßnahmen münden könnte.
Inwieweit synthetische Cannabinoide, die
oftmals viel potenter sind als herkömm-
liche Cannabisprodukte, diesbezüglich ei-
ne Rolle spielen, lässt sich durch die vor-
liegenden Daten nicht beantworten, da
die Erfassung solcher Substanzen zu un-
scharf ist: Diese Substanzen obliegen den
Angaben in der Anamnese oder sonsti-
gen Hinweisen (Fremdanamnese, Identifi-
zierung durch beschriftete Tütchen etc.),
da sie nur in seltenen Fällen durch her-
kömmliche Screeninginstrumente detek-
tiert werden [3]. Des Weiteren kann ein
Teil der Zwangsmaßnahmen (insbesonde-
re die, die nicht am Aufnahmetag statt-
fanden, sondern in den Folgetagen) mög-
licherweise auch durch den Wegfall des
Substanzkonsums erklärt werden im Sin-
ne von Craving und damit verbundener
Steigerung der Aggressivität.

Ein limitierender Aspekt der vorliegen-
denArbeit ist, dass lediglich eineAssoziati-

onvonSubstanzkonsumundZwangsmaß-
nahmen dargestellt ist – ein kausaler Zu-
sammenhang ist damit nicht direkt nach-
weisbar. Zudem ist die Stichprobengröße
zwar ausreichend für eine veranschauli-
chende deskriptive Darstellung der Ergeb-
nisse, nicht aber für eineAnalysederDaten
anhand statistischer Verfahren. Da es sich
um eine retrospektive Auswertung han-
delt, konnten nur die ohnehin dokumen-
tiertenBasisparameter berücksichtigtwer-
den. Zukünftige Studienmit prospektivem
Design und größerer Stichprobe könnten
hierzu verlässlichere Aussagen treffen. Zu-
dem ist die Aussagekraft eines Hauptpara-
meters der vorliegenden Arbeit (vorliegen
einer F1-Diagnose) aus oben beschriebe-
nen Gründen eingeschränkt. Bei dem Ver-
gleich zwischen Zwangsbehandlungsfäl-
len und der Gesamtzahl der Behandlungs-
fälle ist zu beachten, dass die Zwangsbe-
handlungsfälle eine Teilgröße der Gesamt-
zahl der Fälle sind. Letztlich untersucht die
vorliegende Arbeit auch nur die Fälle ei-
ner einzelnenKlinik. RegionaleUnterschie-
de und eine unterschiedliche thematische
Ausrichtung bleiben hierdurch unberück-
sichtigt.

Zusammenfassend haben wir Hinweise
auf einen Zusammenhang von Zwangs-
maßnahmen mit Substanzkonsum, ins-
besondere mit akuten Intoxikationen
gefunden, wobei Alkohol und Cannabis
dominieren. Allerdings muss diese promi-
nente Rolle ins Verhältnis zu den ohnehin
hohenPrävalenzendieser beidenSubstan-
zen in der Allgemeinbevölkerung gesetzt
werden. In Relation zur Prävalenz kommt
daher auch den Stimulanzien/Kokain pro-
portional eine hohe Bedeutung zu. Die
Ergebnisse legen zudem nahe, dass die
Minimierungsabsichten von Zwangsmaß-
nahmen selbst bei voller Ausschöpfung
vermutlich nicht ausreichen, um die into-
xikationsbedingten Zwangsmaßnahmen
gänzlich vermeiden zu können [6, 7, 18].
Indes ist bei dem hohen Anteil von In-
toxikationen eine Erweiterung des Fokus
zwangspräventiver Interventionen auf
den Bereich Substanzkonsum sinnvoll
und sollte Gegenstand weiterer Minimie-
rungsbemühungen sein. Zudem sollte sich
der Aspekt prominent in der Information
und Psychoedukation der betroffenen
Patientenklientel wiederfinden. Insbeson-
dere bei psychiatrischen Patienten mit

F2-Diagnose zeigen sich im klinischen
Alltag häufig Bagatellisierungstendenzen
gegenüber einem subjektiv „beruhigen-
den Effekt“ von Cannabis. Wenngleich
dies bei gesunden Probanden tatsächlich
beschrieben ist, weisen die vorliegenden
Daten darauf hin, dass Cannabisintoxi-
kationen bei Vorerkrankten bezüglich
Zwangsmaßnahmen eine negative Rolle
zukommen könnte.

Fazit für die Praxis

Der Zusammenhang von Intoxikationen und
Substanzgebrauchsstörungen mit dem Ein-
satzvonZwangsmaßnahmenverdeutlichtdie
Wichtigkeit dieses Aspekts in der Psychoedu-
kation der entsprechenden Patientenklien-
tel – insbesondere im Hinblick auf den hohen
Anteil der Cannabisintoxikationen unter den
oft komorbid psychotisch betroffenen Fällen
und der häufig beobachteten Bagatellisie-
rungstendenz unter psychisch erkrankten
Patienten.
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